
 

 

Protokollerklärung 
der Länder Sachsen, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Thüringen 

 
von 

 
Staatsministerin Petra Köpping 

 
zum 

 
Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das 

Haushaltsjahr 2027 (Haushaltsgesetz 2027 - HG 2027) 
 

BR-Drs.: 450/26 
 
 

zu Punkt 2a der 1068. Plenarsitzung des Bundesrates am 25. September 2026 
 
Die Länder Sachsen, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und Thüringen geben 
folgende Erklärung zu Protokoll: 
 
Die Länder Sachsen, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und Thüringen stellen fest, 
dass Bund, Länder und Kommunen ihre Haushalte unter schwierigen Rahmenbedingungen 
aufstellen. Der Bundeshaushalt droht die ohnehin angespannte Haushaltslage von Ländern 
und Kommunen weiter zu verschärfen.  
 
Die Länder Sachsen, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und Thüringen sehen daher 
mit großer Sorge, dass durch die im Entwurf des Bundeshalts für das Jahr 2027 enthaltenen 
Planungen bereits Vorfestlegungen für anstehende Gesetzesvorhaben getroffen werden, für 
die die notwendigen parlamentarischen Befassungen im Bundestag und Bundesrat noch 
ausstehen und Abstimmungen zwischen Bund und Ländern notwendig sind. 
 
Die Länder Sachsen, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und Thüringen sehen 
insbesondere beim Gesetz zur Verbesserung der Startchancen von Kindern und zur 
Qualitätsentwicklung in der Kindertagesbetreuung noch erheblichen Klärungsbedarf zwischen 
Bund und Ländern. Zugleich bekräftigen sie ihre Unterstützung bei den Zielen des Gesetzes, 
die Startchancen von Kindern zu verbessern und die Qualität der frühkindlichen Bildung 
unabhängig von ihrer Herkunft weiter zu steigern. 
 
Die Länder Sachsen, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und Thüringen 
unterstreichen die Notwendigkeit, dass sich Bund und Länder über die Standards des 
Gesetzes und seine Finanzierung verständigen. Sie erinnern in diesem Zusammenhang an 
den zwischen Bund und Ländern vereinbarten Grundsatz der Veranlassungskonnexität, nach 
dem Belastungen der Länder und Kommunen durch Bundesgesetze vom Bund kompensiert 
werden. Die vorgesehene Absenkung des bisher zur Verfügung gestellten Betrags von jährlich 
2 Mrd. Euro auf weniger als 1,5 Mrd. Euro ab 2027 und seine degressive Gestaltung auf sogar 
nur 0,5 Mrd. Euro in 2034 bei gleichzeitiger Erhöhung der Standards sowie die Befristung der 
Mittel lehnen die Länder Sachsen, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und Thüringen 
ab. Sie gefährden die Erreichung der Ziele des Gesetzes und bergen für die Länder und 
Kommunen hohe haushälterische Risiken bei der Umsetzung. 
 
Die Weiterentwicklung der Qualität der frühkindlichen Bildung erfordert eine verlässliche und 
dauerhafte Finanzierung seitens des Bundes auf dem bisherigen Niveau. Neue Standards, die 
durch das Gesetz zur Verbesserung der Startchancen von Kindern und zur 
Qualitätsentwicklung in der Kindertagesbetreuung eingeführt werden, müssen zusätzlich 
auskömmlich finanziert werden. 




